
Verkündungsblatt 22|2016 
Ausgabedatum 28.10.2016 

Inhaltsübersicht 
 

 

 

 

 

 

 

 

A. Bekanntmachungen nach dem NHG 
 

Änderung der Wahlordnung der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
 
Ordnung der Promovierendenvertretung an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
 

Seite 2 
 
Seite 15 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

B. Bekanntmachungen nach § 78 Abs. 2 NPersVG 
 

Dienstvereinbarung über den Einsatz einer "Veranstaltungsmanagement-Software"  
für die Leibniz Universität Hannover zwischen dem Personalrat und der  
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
 

Seite 17 

 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

C. Hochschulinformationen  
 

Änderung der Ordnung des Instituts für Sportwissenschaft 
 

Seite 20 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Das Präsidium der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, Welfengarten 1, 30167 Hannover 
 

Redaktion: Zentrale Universitätsverwaltung, Sachgebiet 23 (Recht) 
 

http://www.uni-hannover.de/de/universitaet/veroeffentlichungen/verkuendungsblaetter/ 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 28.10.2016 22/2016 
 

 
Seite 2 

Der Senat der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat in seiner Sitzung am 19.10.2016 gem. § 16 Abs. 2 
Satz 3 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 1 NHG die Wahlordnung der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in nach-
stehender geänderter Form beschlossen. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im  
Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 

 

 

Wahlordnung der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
 

 

Inhaltsübersicht: 
 

§   1 Geltungsbereich 

§   2 Wahlausschuss 

§   3 Wahlleitung 

§   4 Wahlbereiche 

§   5 Aufstellung des Wählerverzeichnisses 

§   6 Nachträgliche Eintragung in das Wählerverzeichnis 

§   7 Wahlbenachrichtigung 

§   8 Wahlausschreibung 

§   9 Einreichung von Wahlvorschlägen 

§ 10 Zulassung der Wahlvorschläge 

§ 11 Entscheidung der Wahlorgane für die Wahlbekanntmachung 

§ 12 Wahlbekanntmachung 

§ 13 Stimmzettel 

§ 14 Stimmabgabe 

§ 15 Briefwahl 

§ 16 Auszählung 

§ 17 Feststellung des Wahlergebnisses 

§ 18 Nach-, Ergänzungs- und Neuwahl 

§ 19 Niederschriften 

§ 20 Fristen und öffentliche Bekanntmachungen 

§ 21 Wahlprüfung 

§ 22 Beginn und Ende der Amtszeit; Nachrücken 

§ 23 Stellvertretung 

§ 24 Inkrafttreten 

 
 

§ 1 Geltungsbereich 

 
(1) Die Vorschriften dieser Ordnung gelten für die Wahlen zu folgenden Organen der Universität: 

 
1. Senat, 
2. Fakultätsräte und diesen gleichgestellte Organe, 
3. Gemeinsame Fakultätsräte. 

 
(2) 1Die Vorschriften dieser Ordnung gelten für die Wahlen des Rates der Leibniz School of Education, 

soweit nicht in der Ordnung der Leibniz School of Education abweichende Regelungen getroffen wur-
den. 2Für die Wahlen der Promovierendenvertretung gelten die Vorschriften dieser Ordnung sinnge-
mäß, sofern in der Ordnung der Promovierendenvertretung keine abweichenden Regelungen getrof-
fen wurden. 
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(3) 1Die Wahlen zu den Organen erfolgen in freier, gleicher und geheimer Wahl nach den Grundsätzen 

der personalisierten Verhältniswahl und sollen als verbundene Wahlen gleichzeitig vorbereitet und 
durchgeführt werden. 2Der Wahlzeitraum soll in der Vorlesungszeit des Wintersemesters liegen. 

 
(4) Wahlorgane sind der Wahlausschuss und die Wahlleitung. 
 

 
§ 2 Wahlausschuss 

 
(1) 1Der Wahlausschuss überwacht die Ordnungsmäßigkeit der Wahlen der Organe gem. § 1 Abs. 1 und 

der Vertretung der Promovierendenvertretung gem. § 1 Abs. 2 und ist für diese Wahlen in Zusam-
menarbeit mit der Wahlleitung verantwortlich. 2Er entscheidet Zweifelsfragen bei der Wahlhandlung 
und Stimmenauszählung, stellt das Wahlergebnis fest und entscheidet über Wahleinsprüche. 

 
(2) Dem Wahlausschuss der Universität gehört je eine Vertretung der Hochschullehrer-, der Mitarbeiter-, 

der Studierenden- sowie der MTV-Gruppe an. 

 
(3) 1Die Vertretung jeder Gruppe im Wahlausschuss ist bis zum Ende des Sommersemesters, mit dem 

die Amtszeit der bisherigen Vertretung dieser Gruppe abläuft, von den Senatsmitgliedern dieser 
Gruppe zu wählen. 2Für jedes Mitglied des Wahlausschusses ist mindestens ein stellvertretendes Mit-
glied zu wählen. 3Kommt die Wahl, zu der die Wahlleitung der Universität aufzufordern hat, nicht bis 
zum Ende des Sommersemesters zustande, bestellt diese unverzüglich die fehlenden Mitglieder und 
deren Stellvertretungen. 

 
(4) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Wahlausschusses beginnt mit dem Wintersemester und endet nach 

zwei Jahren, für die Vertretung der Studierendengruppe nach einem Jahr. 2Scheidet ein Mitglied des 
Wahlausschusses vorzeitig aus und ist eine Stellvertretung nicht mehr vorhanden, so werden für den 
Rest der Amtszeit ein neues Mitglied und eine Stellvertretung nachgewählt. 3Das Präsidium hat un-
verzüglich mit einer Einladung zu einer Senatssitzung die Senatsmitglieder der betroffenen Gruppe 
zur Nachwahl aufzufordern. 4Kommt die Nachwahl nicht bis zum Ende der Senatssitzung zustande, ist 
Absatz 3 Satz 3 entsprechend anzuwenden. 

 
(5) 1Die Wahlleitung lädt zu den Sitzungen des Wahlausschusses ein und übernimmt dessen Geschäfts-

führung. 2Der Wahlausschuss wählt in der ersten Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden bzw. 
eine Vorsitzende und eine Stellvertretung. 3Der Wahlausschuss ist einzuberufen, wenn dies das Prä-
sidium, drei Mitglieder des Wahlausschusses oder die Wahlleitung fordern. 

 
(6) 1Der Wahlausschuss kann für die Beaufsichtigung der Wahlhandlung örtliche Wahlausschüsse ein-

setzen. 2Den örtlichen Wahlausschüssen gehören jeweils zwei Vertreter oder Vertreterinnen jeder 
Gruppe an, die Hochschulmitglieder im Zuständigkeitsbereich ihres örtlichen Wahlausschusses sein 
müssen. 3Ein Mitglied des Wahlausschusses kann gleichzeitig Mitglied in einem örtlichen Wahlaus-
schuss sein. 4Der Wahlausschuss bestellt die Mitglieder der örtlichen Wahlausschüsse und deren 
Stellvertretungen auf Vorschlag der jeweiligen Fakultäten. 5Absatz 4 Satz 1 und 2 gilt für die örtlichen 
Wahlausschüsse entsprechend. 

 
(7) 1Der Wahlausschuss und die örtlichen Wahlausschüsse können für die Beaufsichtigung der Wahl-

handlung sowie für die Auszählung Wahlhelfer und Wahlhelferinnen bestellen. 2Alle Wahlbereiche der 
Universität sind verpflichtet, Wahlhelfer und Wahlhelferinnen zu benennen. 

 
(8) Mitglieder des Wahlausschusses sowie der örtlichen Wahlausschüsse sollen im Falle ihrer Kandidatur 

zu einer von ihnen zu beaufsichtigenden Wahl vom Präsidium abberufen werden. 

 
(9) 1Der Wahlausschuss entscheidet über Widersprüche gegen Verwaltungsakte der Wahlorgane. 2Diese 

Zuständigkeit kann nicht von den örtlichen Wahlausschüssen wahrgenommen werden. 
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§ 3 Wahlleitung 

 
(1) 1Die Wahlleitung nimmt der hauptberufliche Vizepräsident oder die hauptberufliche Vizepräsidentin 

wahr. 2Er oder sie kann zur Durchführung seiner Aufgaben Bedienstete der Universität heranziehen. 
3Die Wahlleitung ist für die ordnungsgemäße Vorbereitung und Durchführung der Wahl verantwortlich. 

 
(2) 1Die Wahlleitung hat die Sitzungen des Wahlausschusses vorzubereiten, Entscheidungsvorschläge 

vorzulegen sowie die Sitzungsniederschriften fertigen zu lassen und für die Bekanntmachung und 
Durchführung der Beschlüsse zu sorgen. 2Die Wahlleitung legt den Zeitplan für die Wahlvorbereitung 
mit den Auslegungs-, Einspruchs- und Einreichungsfristen im Benehmen mit dem Wahlausschuss 
fest. 

 
(3) 1Die Wahlleitung kann den hochschulöffentlichen Zugang zur Auszählung beschränken, sofern eine 

wirksame Kontrolle weiterhin gewährleistet ist und die verschiedenen Interessengruppen angemessen 
berücksichtigt sind. 2Eine angemessene Berücksichtigung der Öffentlichkeit ist durch die Anwesenheit 
von an der Wahl beteiligten Gruppierungen mit jeweils bis zu zwei Personen, sowie bis zu zwei sons-
tigen Personen gegeben. 

 

 
§ 4 Wahlbereiche 

 
(1) Alle Mitglieder einer Gruppe, die für dasselbe Organ wahlberechtigt sind, bilden für dessen Wahl ei-

nen Wahlbereich. 
 
(2) 1Wahlvorschläge können sich nur auf einen Wahlbereich beziehen. 2In diesem Wahlbereich müssen 

alle Kandidaten und Kandidatinnen des Wahlvorschlags wahlberechtigt sein. 
 

 
§ 5 Aufstellung des Wählerverzeichnisses 

 
(1) Wählen und gewählt werden darf nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist. 

 
(2) Die Wahlleitung hat zu Beginn der Vorlesungszeit des Wintersemesters, in dem eine Wahl stattfindet, 

alle Personen, die nach Gesetz oder Grundordnung zu dieser Wahl wahlberechtigt sind, in ein Wäh-
lerverzeichnis eintragen zu lassen. 

 
(3) 1Das Wählerverzeichnis ist nach Gruppen und bei deren Aufgliederung nach Wahlbereichen sowie 

nach Fakultäten zu gliedern. 2Das Wählerverzeichnis muss den Familien- und Vornamen der Wahlbe-
rechtigten nennen. 3Weitere Angaben (z. B. Anschrift, Matrikelnummer, Studiengang oder Tätigkeits-
bereich) sind aufzuführen, wenn dies notwendig ist, um Verwechselungen auszuschließen. 

 
(4) 1Personen, die Mitglied mehrerer Gruppen und bei deren Aufgliederung Mitglied mehrerer Wahlberei-

che sind, oder die Mitglied mehrerer Fakultäten sind, können durch eine Zugehörigkeitserklärung ge-
genüber der Wahlleitung bestimmen, in welcher Gruppe, in welchem Wahlbereich oder in welcher Fa-
kultät sie ihr Wahlrecht ausüben wollen. 2Die Wahlleitung kann unter Fristsetzung zur Abgabe einer 
Zugehörigkeitserklärung auffordern und bis dahin die Eintragung in das Wählerverzeichnis aussetzen. 
3Liegt nach Ablauf der Frist eine Zugehörigkeitserklärung nicht vor, kann die Wahlleitung die Zuord-
nung nach ihrem Ermessen vornehmen; entsprechendes gilt, wenn eine Aufforderung nach Satz 2 
nicht ergangen ist. 4Ein Antrag auf nachträgliche Eintragung (§ 6) gilt als Zugehörigkeitserklärung. 

 
(5) 1Das Wählerverzeichnis ist in Ausfertigungen oder Auszügen zusammen mit dem Text der Wahlord-

nung mindestens an einer Stelle in der Universität zur Einsichtnahme auszulegen. 2In der Wahlaus-
schreibung sind die Wahlberechtigten unter Mitteilung des Auslegungszeitraums und des Auslegung-
sortes zur Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis aufzufordern; dabei ist auf die Absätze 1, 4, 6, 7 
und 8 sowie auf § 6 Abs. 1, die in einer Anlage zur Wahlausschreibung abzudrucken sind, hinzuwei-
sen. 3Der Auslegungszeitraum muss mindestens die Woche nach Bekanntgabe der Wahlausschrei-
bung umfassen. 
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(6) 1Gegen den Inhalt der Eintragung oder gegen eine Nichteintragung in das Wählerverzeichnis kann 
jede wahlberechtigte Person schriftlich Einspruch bei der Wahlleitung einlegen. 2Wird gegen die Ein-
tragung Dritter Einspruch erhoben, sind diese von der Wahlleitung über den Einspruch zu unterrichten 
und im weiteren Verfahren zu beteiligen. 3Die Einspruchsfrist darf frühestens acht Wochen vor dem 
ersten Tag des Wahlzeitraums, aber nicht vor Ablauf des Auslegungszeitraums enden und ist in der 
Wahlausschreibung bekanntzugeben. 4Einsprüchen Wahlberechtigter wegen einer Eintragung, die sie 
selbst betrifft, kann die Wahlleitung durch eine vorläufige Entscheidung abhelfen. 5Der Wahlaus-
schuss soll spätestens am fünften Vorlesungstag nach Ablauf der Einspruchsfrist zur endgültigen Ent-
scheidung über die Einsprüche zusammentreten. 6Wird durch den Wahlausschuss nicht lediglich die 
dem Einspruch abhelfende Entscheidung der Wahlleitung bestätigt, ist die Entscheidung des Wahl-
ausschusses dem Einspruch erhebenden Hochschulmitglied sowie den zu beteiligenden Dritten durch 
die Wahlleitung mitzuteilen. 

 
(7) 1Nach der Entscheidung über die Einsprüche stellt der Wahlausschuss das Wählerverzeichnis fest. 

2Das festgestellte Wählerverzeichnis ist die maßgebliche Grundlage für den Nachweis der Wählbar-
keit. 3Wer nach Ablauf der Einspruchsfrist Hochschulmitglied wird, ist nicht wählbar. 

 
(8) In das Wählerverzeichnis kann auch nach Beendigung der Auslegungsfrist jedes Mitglied der Univer-

sität Einblick nehmen. 

 
(9) 1Nach-, Ergänzungs- und Neuwahlen können auf Grund eines im selben Semester festgestellten 

Wählerverzeichnisses ohne Auslegung und Einspruchsverfahren stattfinden. 2Nachträgliche Eintra-
gungen nach § 6 bleiben möglich. 

 

 
§ 6 Nachträgliche Eintragung in das 

Wählerverzeichnis 

 
(1) 1Für die Ausübung des aktiven Wahlrechts ist das festgestellte Wählerverzeichnis von Amts wegen 

oder auf Grund von Anträgen, die bis zu einem in der Wahlbekanntmachung festgesetzten Zeitpunkt 
eingehen, durch nachträgliche Eintragungen fortzuschreiben. 2Die Frist für nachträgliche Eintragun-
gen darf frühestens mit dem siebenten Tage vor Beginn des Wahlzeitraums enden. 3Wer nach Ablauf 
dieser Frist Mitglied der Universität wird, ist nicht wahlberechtigt. 4Die nachträgliche Eintragung in das 
Wählerverzeichnis kann auch die Änderung der Gruppen- oder Fakultätszugehörigkeit betreffen. 

 
(2) 1Über die nachträgliche Eintragung entscheidet die Wahlleitung. 2Der Wahlausschuss ist über die 

nachträglichen Eintragungen zu unterrichten. 3Dieser kann die Entscheidung der Wahlleitung durch 
eine eigene Entscheidung aufheben und ersetzen. 

 
(3) 1Über die nachträgliche Eintragung kann die Wahlleitung den betroffenen Wahlberechtigten einen 

Wahlschein erteilen, wenn das für den Nachweis der Wahlberechtigung bei der Abstimmung zweck-
mäßig ist. 2Der Wahlschein muss die Gruppe und bei deren Aufgliederung den Wahlbereich sowie die 
Fakultät und alle übrigen Angaben des Wählerverzeichnisses über die Wahlberechtigten enthalten. 

 
(4) 1Das Wählerverzeichnis kann von der Wahlleitung jederzeit berichtigt werden, wenn es unwesentliche 

Fehler, Unstimmigkeiten oder Schreibversehen enthält. 2Die Berichtigung ist als solche kenntlich zu 
machen und mit Datum und Unterschrift der Wahlleitung oder einer beauftragten Person zu versehen. 

 

 
§ 7 Wahlbenachrichtigung 

 
1Über die Eintragung in das Wählerverzeichnis erhalten die Wahlberechtigten spätestens drei Wochen vor 
der Wahl eine schriftliche oder elektronische ausdruckbare Benachrichtigung (Wahlschein). 2Die Wahlbe-
nachrichtigung enthält einen Antrag auf Übersendung der Briefwahlunterlagen.  
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§ 8 Wahlausschreibung 

 
(1) 1Die Wahlleitung hat die Wahl durch eine Wahlausschreibung öffentlich bekanntzumachen. 2Die 

Wahlausschreibung muss angeben: 

 
1. die zu wählenden Organe, 
2. den vom Wahlausschuss festgelegten Wahlzeitraum, 
3. die Aufforderung zur Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis nach § 5 Abs. 5 mit dem Hinweis 

auf die Möglichkeit, Einspruch einzulegen, auf die Einspruchsfrist sowie auf Ort und Zeit für die 
Abgabe von Einsprüchen, 

4. die Frist für nachträgliche Eintragungen nach § 6 Abs. 1, 
5. die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen nach § 9 Abs. 2 und 3 unter Angabe der 

auf die einzelnen Gruppen entfallenden Sitze und der Wahlbereiche. 

 
(2) Mit der Wahlausschreibung können andere öffentliche Bekanntmachungen verbunden werden, insbe-

sondere 

 
1. die Bildung örtlicher Wahlorgane, die ihnen übertragenen Aufgaben und ihre Zuständigkeits-

bereiche, 
2. die Aufgliederung von Gruppen in mehrere Wahlbereiche, 
3. die Form öffentlicher Bekanntmachungen nach § 20, 
4. der Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl. 

 
(3) 1Die Wahlausschreibung kann in Teilen nacheinander veröffentlicht werden. 2Alle nach Absatz 1 not-

wendigen Bekanntmachungen sollen fünf Wochen vor dem ersten Tag des Wahlzeitraums öffentlich 
bekanntgemacht sein. 

 

 
§ 9 Einreichung von Wahlvorschlägen 

 
(1) 1Der Wahl liegen Wahlvorschläge zugrunde, die mehrere Kandidierende (Listenwahlvorschläge) oder 

einen Kandidaten oder eine Kandidatin (Einzelwahlvorschläge) benennen können. 2Jeder Wahlvor-
schlag darf sich nur auf die Wahl eines Organs und auf einen Wahlbereich beziehen. 

 
(2) 1Die Wahlvorschläge sind bei der Wahlleitung einzureichen. 2Die Einreichungsfrist darf nicht vor einer 

Woche nach Bekanntmachung der Wahlausschreibung und nicht später als zwei Wochen vor dem 
ersten Tag des Wahlzeitraums enden. 

 
(3) 1Die Wahlleitung hat in der Wahlausschreibung zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufzufordern. 

2Dabei ist die Einreichungsfrist und die Stelle für die Einreichung von Wahlvorschlägen anzugeben. 
3Auf die Vorschriften der Absätze 1, 2, 4 bis 8 und § 10 Abs. 1 und 3 über Form und Inhalt von Wahl-
vorschlägen, die in einer Anlage zur Wahlausschreibung abzudrucken sind, ist hinzuweisen. 

 
(4) 1Die Kandidaten und Kandidatinnen müssen in den Wahlbereichen, in denen sie aufgestellt sind, 

wahlberechtigt sein. 2Die Wahlberechtigung kann nur durch das festgestellte Wählerverzeichnis nach-
gewiesen werden. 3Jeder Kandidierende darf für die Wahl desselben Organs nur auf je einem Wahl-
vorschlag benannt werden. 4Gehen bei der Wahlleitung mehrere mit Einverständnis des Kandidieren-
den gemachte Wahlvorschläge für dasselbe Organ ein, gilt nur der Wahlvorschlag, der von dem Kan-
didierenden bis zum Ablauf der Einreichungsfrist für Wahlvorschläge benannt wird. 5Erfolgt keine Be-
nennung, so gilt der zuletzt eingereichte Wahlvorschlag; bei gleichzeitigem Eingang der Wahlvor-
schläge entscheidet das Los entsprechend § 13 Abs. 2 Satz 2. 

 
(5) 1Der Wahlvorschlag muss die Kandidaten und Kandidatinnen in einer deutlichen Reihenfolge mit Na-

men, Vornamen, Fakultätszugehörigkeit oder Angabe des Bereichs, in dem ein Kandidat oder eine 
Kandidatin tätig ist, aufführen. 2Anschrift, Geburtsdatum, Amtsbezeichnung, Titel, Studiengang und 
Tätigkeitsbereich können hinzugefügt werden; sie sind auf Anforderung der Wahlleitung auch noch 
nach Zulassung des Wahlvorschlags hinzuzufügen, wenn das notwendig ist, um Verwechselungen zu 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 28.10.2016 22/2016 
 

 
Seite 7 

verhindern. 3Der Wahlvorschlag muss die Erklärung enthalten, dass alle Kandidaten und Kandidatin-
nen mit der Kandidatur einverstanden sind und diese für den Fall ihrer Wahl annehmen wollen. 4Der 
Wahlvorschlag ist von allen Kandidierenden eigenhändig zu unterzeichnen. 5Es kann ein Kennwort 
(Listenbezeichnung) angegeben werden, unter dem der Wahlvorschlag in der Wahlbekanntmachung 
und auf dem Stimmzettel geführt werden soll. 

 
 

(6) 1In jedem Wahlvorschlag soll eine Vertrauensperson unter Angabe ihrer Erreichbarkeit (Anschrift, Te-
lefonnummer, E-Mail-Adresse) benannt werden. 2Diese muss Universitätsmitglied, nicht aber selbst 
Kandidierender sein. 3Falls keine Benennung erfolgt, ist die kandidierende Person, die an erster Stelle 
des Wahlvorschlags genannt ist, die Vertrauensperson. 4Die Vertrauensperson ist in Vertretung der 
Kandidaten und Kandidatinnen des Listenwahlvorschlags zur Abgabe und zum Empfang von Erklä-
rungen gegenüber den Wahlorganen berechtigt. 5Neben ihr sind die einzelnen Kandidierenden zur 
Abgabe und zum Empfang von Erklärungen gegenüber den Wahlorganen berechtigt, soweit nur sie 
selbst betroffen sind. 

 

(7) Die Wahlberechtigten haben das Recht, eingegangene Wahlvorschläge zu den üblichen Dienststun-
den bei der von der Wahlleitung bestimmten Stelle einzusehen. 

 

 
§ 10 Zulassung der Wahlvorschläge 

 
(1) 1Durch die Wahlleitung werden auf jedem Wahlvorschlag Tag und Uhrzeit des Eingangs vermerkt. 

2Sie prüft die Wahlvorschläge auf ihre Ordnungsmäßigkeit sowie Vollständigkeit und weist auf even-
tuelle Mängel hin. 3Bis zum Ablauf der Einreichungsfrist können Wahlvorschläge zurückgenommen, 
geändert oder ergänzt werden. 

 
(2) Der Wahlausschuss soll spätestens am fünften Vorlesungstag nach Ablauf der Einreichungsfrist über 

die Zulassung oder Nichtzulassung der Wahlvorschläge entscheiden. 

 
(3) 1Nicht zuzulassen sind insbesondere Wahlvorschläge, die 

 
1. nicht oder nicht vollständig bis zum festgesetzten Termin eingereicht sind, 
2. nicht erkennen lassen, für welche Wahl oder für welchen Wahlbereich sie bestimmt sind, 
3. die Kandidierenden nicht eindeutig bezeichnen, 
4. die Einverständniserklärungen oder Unterschriften der Kandidierenden nicht enthalten, 
5. Personen aufführen, die nach dem festgestellten Wählerverzeichnis im betreffenden Wahlbe-

reich nicht wählbar sind, 
6.  Bedingungen oder Einschränkungen enthalten. 
 
2Soweit die Nichtzulassungsgründe sich nur auf einzelne Kandidaten und Kandidatinnen eines Lis-
ten-Wahlvorschlags beziehen, sind nur diese nicht zuzulassen und aus dem Wahlvorschlag zu strei-
chen. 

 
(4) Lässt der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag ganz oder teilweise nicht zu, so wird die Vertrauens-

person des Wahlvorschlags hierüber unverzüglich durch die Wahlleitung schriftlich unter Angabe der 
Gründe unterrichtet. 

 

 
§ 11 Entscheidung der Wahlorgane für die Wahlbekanntmachung 

 
(1) Auf Grund der eingereichten Wahlvorschläge und ggf. Setzung einer Nachfrist gem. Abs. 4 wird durch 

die Wahlleitung endgültig festgestellt, ob für eine Gruppe nicht mehr wählbare Kandidaten und Kandi-
datinnen vorhanden sind, als der Gruppe Sitze zustehen, so dass eine Wahl entfällt. 

 
(2) 1Liegen für eine Gruppe nur Einzelwahlvorschläge oder nur ein Listenwahlvorschlag vor, so stellt die 

Wahlleitung fest, dass in der betreffenden Gruppe nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl zu wäh-
len ist. 2In allen anderen Fällen findet Listenwahl statt. 
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(3) Der Wahlausschuss legt auf Vorschlag der Wahlleitung die Wahlräume für die einzelnen Wahlberei-

che und die Tageszeiten fest, zu denen während des Wahlzeitraums die Stimmabgabe möglich ist. 

 

(4) 1Die Wahlleitung hat durch einen einmaligen Nachtrag zur Wahlausschreibung diese ganz oder teil-
weise zu wiederholen, wenn die Zahl der Kandidierenden aller Wahlvorschläge einer Gruppe die Zahl 
der Sitze dieser Gruppe unterschreitet. 2Die bisher eingereichten zugelassenen Wahlvorschläge brau-
chen nicht nochmals eingereicht zu werden, können aber innerhalb der neuen Wahlvorschlagsfrist 
geändert werden. 

 

 
§ 12 Wahlbekanntmachung 

 
(1) Die Wahlleitung veröffentlicht in der Wahlbekanntmachung 

 
1. die Aufforderung zur Stimmabgabe mit dem Hinweis auf den Wahlzeitraum, die Wahlräume und 

auf die Tageszeiten für die Stimmabgabe, 
2. die Regelungen für die Stimmabgabe und die Briefwahl mit Angabe der Frist für Briefwahlanträge 

und mit einem Hinweis auf die §§ 13 bis 15, die als Anlage der Wahlbekanntmachung abzudru-
cken sind, 

3. die zugelassenen Wahlvorschläge, 
4. die Feststellungen der Wahlleitung nach § 11 Abs. 1 und 2. 

 
(2) 1Die Wahlbekanntmachung soll mindestens eine Woche vor dem ersten Tag des Wahlzeitraums öf-

fentlich bekanntgemacht werden. 2Erfolgt die öffentliche Bekanntmachung nach § 20 durch Aushang, 
so darf der Aushang erst nach Ablauf der für die Durchführung der Wahl festgesetzten Zeit enden. 

 

 
§ 13 Stimmzettel 

 
(1) 1Die Stimmzettel sind gesondert für die Wahl jedes Organs sowie getrennt für jeden Wahlbereich her-

zustellen und müssen eine entsprechende Überschrift tragen. 2Bei Wahlvorschlägen, die mit einem 
Kennwort versehen sind, ist das Kennwort auf dem Stimmzettel anzugeben. 3Die Stimmzettel sind mit 
dem Dienstsiegel der Universität zu versehen. 4Das Dienstsiegel kann gedruckt sein. 

 
(2) 1Bei Listenwahl sind auf dem Stimmzettel die Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihres Eingangs ab-

zudrucken. 2Bei gleichzeitigem Eingang entscheidet das durch die Wahlleitung zu ziehende Los. 
3Innerhalb eines Listenwahlvorschlags sind die Namen und Vornamen der Kandidierenden entspre-
chend der Reihenfolge im eingereichten Wahlvorschlag aufzuführen. 4Der Stimmzettel muss Raum für 
das Ankreuzen der einzelnen Kandidierenden des Listenwahlvorschlags vorsehen. 

 
(3) 1Bei Mehrheitswahl sind alle kandidierenden Personen auf dem Stimmzettel in alphabetischer Reihen-

folge und gegebenenfalls mit dem Kennwort als Zusatz aufzuführen. 2Bei jedem Kandidierenden ist 
Raum für das Ankreuzen vorzusehen. 

 
(4) 1Auf dem Stimmzettel ist deutlich darauf hinzuweisen, wie viele Kandidaten und Kandidatinnen höchs-

tens anzukreuzen sind. 2Bei Listenwahl ist zusätzlich darauf hinzuweisen, dass die Stimme für einen 
Kandidaten oder eine Kandidatin auch zugunsten der gesamten Liste gezählt wird. 

 

 
§ 14 Stimmabgabe 

 
(1) 1Die Wahlberechtigen haben ihre Stimme auf dem Stimmzettel durch Ankreuzen oder auf andere 

Weise an der neben dem Namen jedes Kandidierenden vorgesehenen Stelle persönlich abzugeben. 
2Jeder Wähler und jede Wählerin haben nur eine Stimme. 3Bei Mehrheitswahl in einem Wahlbereich 
können so viele Kandidierende gewählt werden, wie Sitze auf die Gruppe entfallen; Stimmenhäufung 
auf einen Kandidaten oder eine Kandidatin ist unwirksam. 
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(2) 1Es ist sicherzustellen, dass jeder Wähler und jede Wählerin den Stimmzettel im Wahlraum un-
beobachtet kennzeichnet und abgibt. 2Entsprechende Vorkehrungen werden von der Wahlleitung in 
Abstimmung mit dem Wahlausschuss und den örtlichen Wahlausschüssen getroffen. 3Für die Auf-
nahme der Stimmzettel sind Wahlurnen zu verwenden. 4Vor Beginn der Stimmabgabe sind die leeren 
Wahlurnen so zu verschließen, dass die gefalteten Stimmzettel nur durch einen Spalt in den Deckel 
eingeworfen werden können. 5Für die einzelnen Wahlbereiche sind getrennte Wahlurnen zu verwen-
den, es sei denn, dass die äußere Kennzeichnung der Stimmzettel Verwechselungen ausschließt. 

 
(3) 1Solange der Wahlraum zur Stimmabgabe geöffnet ist, müssen mindestens zwei Aufsichtführende im 

Wahlraum anwesend sein. 2Aufsichtführende sind: Mitglieder des Wahlausschusses oder der örtlichen 
Wahlausschüsse oder eine Person der Wahlleitung sowie die für den entsprechenden Wahlbereich 
bestimmten Wahlhelfer und Wahlhelferinnen. 3Die Aufsichtführenden sollen verschiedenen Gruppen 
angehören. 4Ein Exemplar dieser Ordnung soll zur Einsichtnahme im Wahlraum ausliegen. 

 
(4) 1Vor Abgabe des Stimmzettels haben die Aufsichtführenden festzustellen, ob der oder die Wahlbe-

rechtigte im Wählerverzeichnis eingetragen ist. 2Die Stimmabgabe ist in einer Ausfertigung oder in ei-
nem Auszug des Wählerverzeichnisses zu vermerken. 3Die Wahlberechtigung muss durch einen 
Wahlschein nachgewiesen werden. 4Der Wahlschein ist mit dem Vermerk, dass das Wahlrecht aus-
geübt ist, zu den Wahlunterlagen zu nehmen. 5Der oder die Wahlberechtigte muss sich auf Verlangen 
der Aufsichtführenden durch einen amtlichen Ausweis mit Lichtbild ausweisen. 

 
(5) 1Wird die Wahlhandlung unterbrochen oder wird das Ergebnis nicht unmittelbar nach Stimmabgabe 

festgestellt, ist die Wahlurne zu verschließen. 2Die Wahlleitung stellt im Benehmen mit den Aufsicht-
führenden sicher, dass die Wahlurne bei einem sich über mehrere Tage erstreckenden Wahlzeitraum 
jeweils außerhalb der Abstimmungszeit verwahrt wird. 3Zu Beginn und bei Wiedereröffnung der Wahl 
und bei der Entnahme der Stimmzettel zur Auszählung haben sich mindestens zwei Aufsichtführende 
davon zu überzeugen, dass der Verschluss der Wahlurnen unversehrt ist. 

 
(6) 1Der Wahlraum muss allen dort Wahlberechtigten zugänglich sein. 2Im Wahlraum ist jede Beeinflus-

sung der Wähler und Wählerinnen durch Wort, Ton, Schrift oder Bild verboten. 3Das gilt nicht für Be-
kanntmachungen der Wahlorgane. 4Die Aufsichtführenden ordnen bei Andrang den Zutritt zum Wahl-
raum und sorgen im Übrigen dafür, dass während der Wahlhandlung jede unzulässige Wahlbeeinflus-
sung unterbleibt. 

 
(7) 1Nach Ablauf der für die Stimmabgabe festgesetzten Tageszeit dürfen nur noch die Wahlberechtigten 

abstimmen, die sich zu diesem Zeitraum im Wahlraum befinden. 2Der Zutritt zum Wahlraum ist solan-
ge zu sperren, bis die anwesenden Wähler und Wählerinnen ihre Stimmen abgegeben haben. 

 

 
§ 15 Briefwahl 

 
(1) 1Die Wahlberechtigten können von der Möglichkeit der Briefwahl Gebrauch machen, wenn sie dies bei 

der Wahlleitung in der durch die Wahlbekanntmachung festgelegten Frist persönlich oder schriftlich 
beantragen. 2Die Frist darf frühestens mit dem siebenten Tage vor Beginn des Wahlzeitraums enden. 
3Die Wahlberechtigung ist zu prüfen. 4Nachdem in das Wählerverzeichnis ein Briefwahlvermerk auf-
genommen ist, sind die Briefwahlunterlagen auszuhändigen oder zuzusenden.  

 
5Briefwahlunterlagen sind  
1. die Stimmzettel mit je einem Stimmzettelumschlag, der das gewählte Organ erkennen lässt, 
2. der Wahlschein,  
3. der Wahlbrief und 
4. die Briefwahlerläuterung.  

 
6Einer anderen Person als dem oder der Wahlberechtigten persönlich dürfen die Briefwahlunterlagen 
nur ausgehändigt oder zugesandt werden, wenn eine schriftliche Empfangsvollmacht übergeben wird. 



Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover vom 28.10.2016 22/2016 
 

 
Seite 10 

 
(2) 1Bei der Briefwahl wird die Stimme in der Weise abgegeben, dass für jede Wahl ein Stimmzettel von 

dem Wähler oder der Wählerin persönlich und unbeobachtet gekennzeichnet und in dem dafür vorge-
sehenen Stimmzettelumschlag verschlossen wird. 2Mit einer entsprechenden Erklärung und dem 
Wahlschein sind die Stimmzettelumschläge persönlich bei der Wahlleitung abzugeben oder im Wahl-
briefumschlag zuzusenden. 

 
(3) 1Die Stimmabgabe ist rechtzeitig erfolgt, wenn der Wahlbrief bei der Wahlleitung bis zum Ablauf der in 

der Wahlbekanntmachung festgesetzten Tageszeit zugegangen ist. 2Auf dem Wahlbriefumschlag ist 
der Tag des Eingangs, bei Eingang am letzten Wahltag auch die Uhrzeit zu vermerken. 3Verspätet 
eingehende Wahlbriefumschläge hat die Wahlleitung mit einem Vermerk über den Zeitpunkt des Ein-
gangs ungeöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen. 

 
(4) Die Wahlleitung hat dafür Sorge zu tragen, dass in Gegenwart von mindestens zwei Aufsichtführen-

den während des Wahlzeitraums die ordnungsgemäße Briefwahl geprüft und im Wählerverzeichnis 
vermerkt wird und dass die Stimmzettel ohne Einsichtnahme in eine allgemein verwendete Wahlurne 
gebracht werden. 

 
(5) Die Stimmzettel sind nicht in die Wahlurne zu bringen und eine Stimme gilt als nicht abgegeben, wenn 

 
1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist, 
2. der Wähler oder die Wählerin im Wählerverzeichnis nicht als briefwahlberechtigt gekennzeichnet 

ist, 
3. dem Wahlbrief kein gültiger Wahlschein beigefügt ist, 
4. die Erklärung entsprechend Absatz 2 fehlt, 
5. der Briefwähler bzw. die Briefwählerin gegen die Briefwahlregelung verstoßen hat und deswe-

gen nicht sichergestellt ist, dass sein Stimmzettel ohne vorherige Einsichtnahme in die Wahlurne 
gebracht werden kann. 

 
(6) Für den innerdeutschen Postverkehr werden die Portokosten für die Wahlbriefe von der Universität 

getragen. 
 

 
§ 16 Auszählung 

 
(1) 1Der Wahlausschuss oder die örtlichen Wahlausschüsse haben unverzüglich nach Abschluss der 

Stimmabgabe die in ihrem Bereich abgegebenen Stimmen unter Hinzuziehung von Wahlhelfern und 
Wahlhelferinnen zu zählen. 2Zunächst ist die Zahl der in den Urnen enthaltenen Stimmzettel - geson-
dert nach Wahlbereichen - mit der Zahl der Stimmabgaben zu vergleichen, die in einer Ausfertigung 
oder in einem Auszug des Wählerverzeichnisses vermerkt sind. 3Ist die Zahl der Stimmzettel höher als 
die der vermerkten Stimmabgaben, so hat der Wahlausschuss bei der Feststellung des Wahlergeb-
nisses festzulegen, ob die Zahl der unzulässig abgegebenen Stimmzettel Einfluss auf die Sitzvertei-
lung gehabt haben könnte. 4Ist eine solche Beeinflussung des Wahlergebnisses denkbar, ist nach 
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 und 3 zu verfahren. 

 
(2) 1Die auf jeden Wahlvorschlag entfallenden gültigen Stimmen werden zusammengezählt. 2Ungültig 

sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 

 
1. nicht als amtlich erkennbar ist, 
2. keinen Stimmabgabevermerk enthält, 
3. den Willen des Wählers oder der Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt, 
4. einen Vorbehalt enthält oder durch einen Zusatz gegen den Grundsatz der geheimen Wahl ver-

stößt. 

 
(3) 1Die örtlichen Wahlausschüsse legen Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben, dem Wahlaus-

schuss zur Entscheidung vor und haben dabei mitzuteilen, ob und wie der Stimmzettel vorläufig ge-
zählt worden ist. 2Der Wahlausschuss entscheidet, ob und wie der Stimmzettel zu zählen ist und be-
stätigt oder berichtigt entsprechend dieser Entscheidung das Zählergebnis. 3Diese Stimmzettel sind 
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mit fortlaufender Nummer zu versehen und von den übrigen Stimmzetteln gesondert bei den Wahlun-
terlagen aufzubewahren. 

 
(4) Nach Abschluss der Auszählung sind die Niederschriften über die Wahlhandlung und die Auszählung 

sowie die Ausfertigungen oder Auszüge aus dem Wählerverzeichnis, die Wahlscheine und die Stimm-
zettel unverzüglich der Wahlleitung oder einer beauftragten Person zur Weiterleitung an den Wahl-
ausschuss zu übergeben. 

 
 

§ 17 Feststellung des Wahlergebnisses 
 
(1) Der Wahlausschuss stellt auf Grund der Zählergebnisse, die er überprüfen kann, als Wahlergebnis 

gesondert für jeden Wahlbereich fest: 
 

1. die Zahl der Wahlberechtigten, 
2. die Zahl der Wähler und Wählerinnen, 
3. die Zahl der ungültigen Stimmzettel, 
4. die Zahl der gültigen Stimmen, 
5. die Zahl der Stimmen, die auf die einzelnen Wahlvorschläge insgesamt und auf die einzelnen 

Kandidierenden entfallen sind, 
6. die gewählten Vertreter und Vertreterinnen sowie die Ersatzpersonen, 
7. das Zustandekommen oder Nichtzustandekommen der Wahl. 

 
(2) 1Bei Listenwahl werden die einer Gruppe zustehenden Sitze den einzelnen Wahlvorschlägen aller 

Wahlbereiche einer Gruppe nach der Reihenfolge der Höchstzahlen zugeteilt, die sich durch Vollrech-
nung, Halbteilung, Drittelung usw. der Zahl der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen Stim-
men ergeben (d’Hondt). 2Die danach einem Listenwahlvorschlag zustehenden Sitze erhalten die Kan-
didierenden dieses Wahlvorschlags, die die höchste Stimmenzahl erreicht haben, nach der Reihenfol-
ge ihrer Stimmenzahl. 3Sind auf einen Wahlvorschlag mehr Sitze entfallen, als Kandidierende benannt 
sind, so werden die freien Sitze unter Fortführung der Berechnung nach Satz 1 auf die übrigen Wahl-
vorschläge verteilt. 4Die Kandidierenden eines Listenwahlvorschlags, die keinen Sitz erhalten, sind 
nach der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl Ersatzpersonen und rücken für die gewählten Kandidieren-
den nach, wenn diese vorzeitig aus dem betreffenden Organ ausscheiden. 5Bei gleicher Stimmenzahl 
und, wenn auf mehrere Kandidierende keine Stimme entfallen ist, entscheidet die Reihenfolge inner-
halb eines Listenwahlvorschlags. 6Ist eine Liste ausgeschöpft, so rückt ein Kandidat oder eine Kandi-
datin des Wahlvorschlags nach, auf den bei Fortführung der Berechnung nach Satz 1 ein weiterer Sitz 
entfallen würde. 

 
(3) 1Bei Mehrheitswahl werden die der Gruppe zustehenden Sitze auf die Kandidierenden aller Wahlbe-

reiche der Gruppe nach der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stimmen mit der höchsten Stimmen-
zahl beginnend verteilt. 2In gleicher Weise werden die Ersatzpersonen bestimmt. 3Absatz 2 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
  

(4) 1Wenn in den Fällen der Absätze 2 und 3 gleiche Höchstzahlen oder Stimmenzahlen vorliegen, ent-
scheidet das von einem Mitglied des Wahlausschusses zu ziehende Los. 2Der Wahlausschuss kann 
die Aufgabe auf die örtlichen Wahlausschüsse übertragen. 

 
(5) 1Die Wahlen sind für das gesamte Organ zustande gekommen, wenn mehr als die Hälfte der stimm-

berechtigten Mitglieder gewählt worden ist; sie ist für eine Gruppe eines Organs zustande gekommen, 
wenn mehr als die Hälfte der Vertreter dieser Gruppe gewählt worden ist. 2Soweit eine Wahl nicht zu-
stande gekommen ist, haben die bisherigen Mitglieder ihre Geschäfte bis zum Beginn der Amtszeit 
der neu zu wählenden Mitglieder fortzuführen. 
 

(6) 1Der Wahlausschuss hat das Wahlergebnis der Wahl zu den Organen festzustellen. 2Die Wahlleitung 
macht das Wahlergebnis unverzüglich öffentlich bekannt; dabei ist auf die Möglichkeit hinzuweisen, 
nach § 21 Abs. 1 Einspruch einlegen zu können, unter Angabe der Einspruchsfrist und der Stelle, bei 
der Einspruch einzulegen ist. 3Die gewählten Mitglieder und die Ersatzpersonen im Falle ihres Nach-
rückens sind von der Wahlleitung schriftlich zu benachrichtigen. 
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§ 18 Nach-, Ergänzungs- und Neuwahl 

 
(1) 1Eine Nachwahl findet statt, wenn 

 

1. in einzelnen Wahlbereichen die Wahl nicht durchgeführt worden ist, weil das Wahlverfahren auf 
Grund eines Beschlusses des Wahlausschusses wegen eines Verstoßes gegen Wahlrechtsvor-
schriften unterbrochen ist, 

2. Verstöße gegen Wahlrechtsvorschriften sich auf das Wahlergebnis ausgewirkt haben oder aus-
gewirkt haben können, 

3. nach der Feststellung des Wahlergebnisses die Wahl nicht zustande gekommen ist oder wenn 
aus anderen Gründen nicht alle Sitze einer Gruppe besetzt werden können; es sei denn, dass 
bereits eine Nachwahl oder eine Wiederholung der Wahlausschreibung erfolgt ist und eine wei-
tere Nachwahl kein anderes Ergebnis verspricht.  

 
2Wenn eine Nachwahl notwendig ist, stellt dies der Wahlausschuss fest; zugleich bestimmt er, auf 
welche Wahlbereiche die Nachwahl sich erstreckt. 3Dieser Beschluss ist in der erneuten Wahlaus-
schreibung öffentlich bekanntzumachen. 4Die Nachwahl kann vor Abschluss der verbundenen Wahl 
vorbereitet werden. 

 
(2) 1Eine Ergänzungswahl findet statt, wenn während der Amtszeit eines Organs eines seiner Mitglieder 

ausscheidet und keine Ersatzpersonen mehr nachrücken können. 2Eine entsprechende Feststellung 
hat das betreffende Organ zu treffen. 3Auf eine Ergänzungswahl kann auf Beschluss des betreffenden 
Organs verzichtet werden, wenn die Zahl der Gruppenvertreter und Gruppenvertreterinnen in dem 
Organ mehr als die Hälfte der vorgeschriebenen Zahl beträgt oder wenn nur noch eine Sitzung des 
Organs in der laufenden Wahlperiode zu erwarten ist.  

 
(3) 1Für Nach- und Ergänzungswahlen gelten die für die verbundenen Wahlen von Organen getroffenen 

Regelungen. 2Der Wahlausschuss kann im Einzelfall durch Beschluss, der öffentlich bekanntzuma-
chen ist, davon abweichende Bestimmungen über Fristen und andere Zeitbestimmungen sowie über 
Bekanntmachungen treffen, soweit gewährleistet ist, dass die Betroffenen ausreichend Gelegenheit 
erhalten, von der Wahlausschreibung und Wahlbekanntmachung Kenntnis zu nehmen sowie Einsprü-
che und Vorschläge einzureichen. 3Die Nach- und die Ergänzungswahlen erstrecken sich auf alle Sit-
ze, die der betroffenen Gruppe in dem Organ zustehen. 4Das Mandat der übrigen Vertreter und Ver-
treterinnen dieser Gruppe erlischt erst, wenn das Organ nach der Feststellung des Ergebnisses der 
Nach- oder der Ergänzungswahl das erste Mal zusammentritt. 

 
(4) 1Eine Neuwahl findet statt, wenn ein Organ aufgelöst ist. 2In diesem Fall erstreckt sich die Wahl auf 

alle Wahlbereiche; im Übrigen ist Absatz 3 entsprechend anzuwenden. 3Ein Verzicht auf die Neuwahl 
ist nicht möglich. 4Findet die Neuwahl später als 18 Monate nach Beginn der regelmäßigen Amtszeit 
der Mitglieder des aufgelösten Organs statt, so entfällt die Wahl für dieses Organ bei der nächsten 
verbundenen Wahl; in diesem Fall ist in der Wahlausschreibung und der Wahlbekanntmachung zur 
Neuwahl darauf hinzuweisen, dass abweichend von der regelmäßigen Amtszeit die Mitglieder im neu-
gewählten Organ bis zur übernächsten verbundenen Wahl amtieren werden. 

 

 
§ 19 Niederschriften 

 
(1) Niederschriften sind zu fertigen über Sitzungen des Wahlausschusses und der örtlichen Wahlaus-

schüsse sowie über den Gang der Wahlhandlung. 

 
(2) 1Die Niederschrift muss Ort und Zeit der Sitzung beziehungsweise Wahlhandlung, die Namen der an 

der Sitzung teilnehmenden Personen und der Aufsichtführenden mit der Zeit ihrer Anwesenheit, die 
Tagesordnung, den Verlauf der Sitzung oder Wahlhandlung und alle Beschlüsse, Zähl- und Wahler-
gebnisse und besonderen Vorkommnisse enthalten. 2Die Niederschriften sind von dem oder der Vor-
sitzenden und der Wahlleitung beziehungsweise einer beauftragten Person zu unterzeichnen. 3Ist der 
oder die Vorsitzende nicht anwesend, so unterzeichnen ersatzweise zwei an der Sitzung teilnehmen-
de Personen oder Aufsichtführende. 
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(3) Die Stimmzettel, Wahlscheine und sonstigen Wahlunterlagen sind nach Feststellung des Wahlergeb-
nisses zu bündeln und der Niederschrift über die Wahlhandlung und Auszählung beizufügen. 

 
(4) 1Die Niederschriften nebst Anlagen werden durch die Wahlleitung aufbewahrt. 2Die Wahlunterlagen 

dürfen erst nach Ablauf der Wahlperiode vernichtet werden. 3Die Vernichtung ist aktenkundig zu ma-
chen. 

 
§ 20 Fristen und öffentliche 

Bekanntmachungen 

 
(1) Fristen laufen nicht ab an Tagen, die für alle von der Wahl betroffenen Bereiche der Universität vorle-

sungsfrei sind. 

 
(2) Der Wahlausschuss beschließt die Form der öffentlichen Bekanntmachungen der Wahlleitung. 

 
(3) 1Falls die öffentlichen Bekanntmachungen der Wahlleitung durch Aushang erfolgen sollen, sind die 

Aushangstellen genau zu bezeichnen, zumindest ist eine zentrale Aushangstelle vorzusehen. 2Neben 
der/n zentralen Aushangstelle/n können zur besseren Information weitere Aushangstellen bestimmt 
werden. 3Bekanntmachungen, die lediglich Teilbereiche der Universität betreffen, sollen zusätzlich an 
den Aushangstellen der betroffenen Bereiche ausgehängt werden.  

 
(4) 1Bei Aushang gilt die öffentliche Bekanntmachung mit Ablauf des Tages als bewirkt, an dem der Aus-

hang an allen zentralen Aushangstellen erfolgt ist. 2Beginnend mit diesem Zeitpunkt soll ein vorge-
schriebener Aushang mindestens eine Woche dauern. 3Wenn in der Bekanntmachung Einspruchs-, 
Vorschlags- oder andere Fristen enthalten sind, darf der Aushang nicht vor Ablauf dieser Fristen be-
endet werden. 4Kurze Unterbrechungen des Aushangs, die nicht durch Wahlorgane veranlasst wer-
den, sind bei der Berechnung des Aushangzeitraums nicht zu berücksichtigen. 

 
(5) 1Auf jeder an einer zentralen Aushangstelle ausgehängten Ausfertigung der Bekanntmachung soll der 

Beginn und das Ende des Aushangzeitraums vermerkt werden. 2Diese Ausfertigung der Bekanntma-
chung ist mit den anderen Wahlunterlagen aufzubewahren. 

 
(6) Soweit ein Bekanntmachungstext außerhalb der zentralen Aushangstelle ausgehängt wird, ist es ohne 

Einfluss auf die Wirksamkeit der öffentlichen Bekanntmachung, wenn dieser Aushang fehlerhaft ist 
oder unterlassen wird. 

 
§ 21 Wahlprüfung 

 
(1) 1Die Wahl kann durch schriftlichen Einspruch, der die Gründe angeben muss, binnen einer Woche 

nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses angefochten werden. 2Der Einspruch kann nicht mit der Un-
richtigkeit des Wählerverzeichnisses begründet werden. 3Der Wahleinspruch ist begründet, wenn 
Wahlrechtsbestimmungen verletzt worden sind und diese Verletzungen zu einer fehlerhaften Feststel-
lung der Gewählten und der Ersatzpersonen geführt haben oder geführt haben können. 4Der 
Wahleinspruch des Präsidiums oder der Wahlleitung ist unmittelbar an den Wahlausschuss zu richten. 
5Der Wahleinspruch anderer Wahlberechtigter muss damit begründet werden, dass die Wahl Grup-
penvertretungen und Wahlbereiche betrifft, zu deren Wahl der oder die Wahlberechtigte wahlberech-
tigt ist; ein solcher Wahleinspruch ist bei der Wahlleitung einzureichen und mit deren Stellungnahme 
unverzüglich dem Wahlausschuss zur Entscheidung vorzulegen. 

 
(2) Der Wahlausschuss kann von Amts wegen jederzeit eine Wahlprüfung einleiten. 

 
(3) 1Der Wahlausschuss soll über den Einspruch möglichst innerhalb einer Woche entscheiden. 2Erwägt 

der Wahlausschuss, einem Einspruch stattzugeben oder ist er von Amts wegen in die Wahlprüfung 
eingetreten, hat er diejenigen anzuhören und am Verfahren zu beteiligen, die möglicherweise als Ge-
wählte oder Ersatzpersonen von einer Entscheidung betroffen sein können. 3Führt der Einspruch zu 
einer Änderung des Wahlergebnisses, stellt der Wahlausschuss das Wahlergebnis entsprechend der 
berichtigten Auszählung unverzüglich neu fest. 4Kann ein richtiges Wahlergebnis nicht mit Sicherheit 
ermittelt werden, ist entsprechend § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 und 3 zu verfahren. 
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(4) Die Entscheidung ist der Person, die den Einspruch erhoben hat sowie allen, die als Gewählte oder 

Ersatzpersonen von der Entscheidung betroffen sind, von der Wahlleitung bekannt zu geben. 

 

 
§ 22 Beginn und Ende der Amtszeit; 

Nachrücken 

 
(1) Die Amtszeit der Mitglieder der Organe gemäß § 1 Abs. 1 und 2 beginnt jeweils am 1. April und endet 

jeweils am 31. März. 

 
(2) 1Im Falle einer Ergänzungswahl beginnt die Amtszeit der neu gewählten Mitglieder des Organs, so-

bald das Organ nach Feststellung des Ergebnisses der Ergänzungswahl das erste Mal zusammentritt. 
2Die Amtszeit der neu gewählten Mitglieder endet mit Beendigung der Amtszeit der übrigen Mitglieder 
des Organs nach Absatz 1. 

 
(3) Im Falle einer Nachwahl gilt Absatz 2 entsprechend. 

 
(4) 1Im Falle einer Neuwahl nach Auflösung eines Organs beginnt die Amtszeit der neu gewählten Mit-

glieder mit dem Zusammentritt des neu gewählten Organs nach Feststellung des Ergebnisses der 
Neuwahl. 2Ihre Amtszeit endet zu demselben Zeitpunkt, an dem die Amtszeit des aufgelösten Organs 
geendet hätte, es sei denn, dass die Neuwahl erst nach 18 Monaten nach Beginn der regelmäßigen 
Amtszeit des aufgelösten Organs stattfindet; in diesem Fall endet die Amtszeit zu dem Zeitpunkt, an 
dem die Amtszeit eines bei der nächsten verbundenen Wahl gewählten Organs enden würde. 

 
(5) 1Die Amtszeit der Mitglieder, die als Ersatzpersonen nachrücken, beginnt mit der Feststellung des 

Nachrückens. 2Ihre Amtszeit endet mit der Beendigung der Amtszeit der übrigen Mitglieder des Or-
gans. 

 

 
§ 23 Stellvertretung 

 

Die Mitglieder der Organe nach § 22 werden im Falle ihrer Verhinderung von den nicht gewählten Kandida-
ten und Kandidatinnen vertreten, die im Falle des vorzeitigen Ausscheidens von Mitgliedern als Ersatzper-
sonen nachrücken würden. 

 

 
§ 24 Inkrafttreten 

 

Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt 
der Leibniz Universität Hannover in Kraft; gleichzeitig tritt die bis zu diesem Zeitpunkt geltende Wahlordnung 
vom 16.12.2015 außer Kraft.  
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Der Senat der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat in seiner Sitzung am 19.10.2016 gem. § 41 Abs. 1 
NHG die Ordnung der Promovierendenvertretung an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover beschlossen. 
Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover in Kraft. 

 

 

Ordnung der Promovierendenvertretung 

an der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
 

 

Präambel: 

Die Promovierendenvertretung repräsentiert alle Fakultäten der Leibniz Universität Hannover sowie die 
Leibniz Forschungsschulen, denen das Promotionsrecht zugesprochen wurde. Die Promovierendenvertre-
tung ermöglicht einen fach- und fakultätsübergreifenden Austausch zu Belangen, die die Promotion betref-
fen. Sie trägt somit dazu bei, an der Leibniz Universität Hannover eine transdisziplinäre, kooperative und 
internationale Promotionskultur weiter zu befördern. 

 

§ 1 Geltungsbereich 

Diese Ordnung regelt die Aufgaben und die Wahl der Promovierendenvertretung an der Leibniz Universität 
Hannover.  

 

§ 2 Aufgaben und Zielsetzungen  

(1) Die Promovierendenvertretung stellt die Interessensvertretung der Promovierenden der Leibniz Universi-
tät Hannover dar.  

(2) Die Promovierendenvertretung berät über promotionsbezogene Belange und Fragestellungen und kann 
hierzu gegenüber den Organen der Universität Empfehlungen abgeben.  

 

§ 3 Zusammensetzung und Amtszeit  

(1) Die Promovierendenvertretung besteht aus je einem Mitglied und mindestens einem, höchstens jedoch 
drei Stellvertretern je Fakultät/Forschungsschule. Eine Stellvertretung pro Fakultät/Forschungsschule kann 
neben dem stimmberechtigten Mitglied regelmäßig an den Sitzungen der Promovierendenvertretung teil-
nehmen. Die Promovierendenvertretung tagt mindestens einmal pro Semester. 

(2) Die regelmäßige Amtszeit der Promovierendenvertretung beträgt zwei Jahre.  

 

§ 4 Struktur und Organisation  

(1) Die Promovierendenvertretung wählt aus ihrer Mitte eine Sprecherin bzw. einen Sprecher oder einen 
Sprecherrat von maximal drei Personen. Dieser fungiert als Kontaktstelle für Vertreter anderer Gremien, 
Organe und Einrichtungen der Universität und organisiert die Sitzungen der Promovierendenvertretung.  

(2) Aus den gewählten Mitgliedern werden je Fakultät/Forschungsschule ein Mitglied und eine Stellvertre-
tung in den Rat der Graduiertenakademie entsandt. 

Die Promovierendenvertretung wählt aus ihrer Mitte ein Mitglied und eine Stellvertretung zur beratenden 
Teilnahme an den Senatssitzungen.  

Das gewählte Mitglied aus jeder Fakultät nimmt in der Regel an den Sitzungen des jeweiligen Fakultätsrats 
beratend teil. 

(3) Die gewählte Promovierendenvertretung kann sich für ihre Arbeit eine Geschäftsordnung geben. Ist kei-
ne Geschäftsordnung vorhanden, gilt sinngemäß die Geschäftsordnung des Senates der Leibniz Universität 
Hannover. 

(4) Die Promovierendenvertretung kann mit einer Mehrheit von 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder be-
schließen, eine Vollversammlung oder eine Teilvollversammlung der Promovierenden an der Leibniz Univer-
sität Hannover einzuberufen.  

(5) Die Promovierendenvertretung wird in allen Belangen, u. a. auch bei der Information der Promovieren-
den, von der Geschäftsstelle der Graduiertenakademie unterstützt. 
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§ 5 Wahl 

(1) Alle Doktorandinnen und Doktoranden, die durch eine Fakultät oder eine mit Promotionsrecht ausgestat-
tete Leibniz Forschungsschule auf Grundlage einer Promotionsordnung als Promotionsstudierende ange-
nommen sind, werden zu Beginn des Wintersemesters, in dem die Wahl zur Promovierendenvertretung 
stattfindet, in ein Wählerverzeichnis aufgenommen. Maßgebend ist die schriftliche Bestätigung der Annahme 
durch das entsprechende Dekanat. Wahlberechtigt ist, wer im Wählerverzeichnis aufgeführt ist.  

(2) Die Doktorandinnen und Doktoranden einer Fakultät /Leibniz Forschungsschule bilden jeweils einen 
Wahlbereich. Das Wählerverzeichnis ist nach diesen Wahlbereichen zu gliedern. 

(3) Die Doktorandinnen und Doktoranden eines Wahlbereiches wählen ihre Vertretung nach den Regeln der 
Mehrheitswahl.  

(4) Im Übrigen gilt die Wahlordnung der Leibniz Universität sinngemäß.  

 

§ 6 Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität in Kraft. 
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B. Bekanntmachungen nach § 78 Abs. 2 NPersVG 

 

 
Die nachfolgende Dienstvereinbarung, unterzeichnet vom Präsidium der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 
sowie vom Personalrat der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover, ist abgeschlossen worden und mit ihrer  
Unterzeichnung am 28.09.2016 in Kraft getreten. 

Die Anlagen zu dieser Dienstvereinbarung können bei Herrn Dietrich im Sachgebiet 21 eingesehen werden. 

 

 

Dienstvereinbarung 

über den Einsatz einer "Veranstaltungsmanagement-Software" 

für die Leibniz Universität Hannover 

zwischen dem Personalrat und der 

Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover 

 

 

 

 

 

Anlagen: 

 

Anlage 1 Fachkonzept: Beschreibung der Software und Ihres Funktionsumfanges 

 Stand 23.06.2016 

Anlage 2 Personenbezogene Daten 

Stand 23.06.2016 

Anlage 3 Berechtigungen und Rollen in der Software 

 Stand 23.06.2016 

Anlage 4 Implementierte Statistiken 

Stand 23.06.2016 

Anlage 5 Verfahrensbeschreibung 

 Stand 14.07.2014  

Anlage 6 Mandanten im Produktivbetrieb 

Stand xx 
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1 Gegenstand und Geltungsbereich 

(1) Diese Vereinbarung regelt den Einsatz einer Veranstaltungsmanagement-Software an der Leibniz 
Universität Hannover. Die Software und ihr Funktionsumfang sind in Anlage 1 beschrieben.  

(2) Die Vereinbarung gilt für alle Beschäftigten an der Leibniz Universität Hannover. Die zu planenden 
Veranstaltungen sind ein Angebot an Beschäftigte und Studierende. 

(3) Abrechnungen, Budgetverwaltung und –planung sind nicht Bestandteil der Software. 

(4) Unberührt bleiben Regelungen zur Weiterbildung von Beschäftigten an der Leibniz Universität 
Hannover. 

 

2 Grundsätze 

Die Veranstaltungsmanagement-Software wird in der Leibniz Universität Hannover nach folgenden Leit-
linien angewendet. 

(1) Prinzip der Selbststeuerung 

Die Planungs- und Steuerungsfunktionen der Software dienen der Unterstützung von Prozessen im 
Lebenszyklus einer Veranstaltung. Der Einsatz der Software soll Anbieter von Veranstaltungen be-
fähigen, die Arbeitsaufgaben besser zu strukturieren und Abläufe genauer zu steuern.  

(2) Transparenz der Abläufe 

Die Software soll so eingesetzt und insbesondere die Zugriffsrechte sollen so vergeben werden, 
dass den Beschäftigten innerhalb des LUH-Netzes, die zur Durchführung ihrer Arbeit erforderlichen 
Informationen in leicht verständlicher Form zur Verfügung gestellt werden. Die Zusammenarbeit der 
verschiedenen Anbieter soll durch die Software ausdrücklich gefördert werden. 

 

3 Personenbezogene Daten 

(1) In der Software werden folgende Personengruppen erfasst.  

Nutzer haben einen beantragten Zugang zu der Software. Nutzer sind Beschäftigte der Leibniz 
Universität Hannover. Nutzer planen und organisieren Veranstaltungen im Auftrag des Anbieters. 

Teilnehmende melden sich zu Veranstaltungen an. Personendaten, die für die Kontaktaufnahme 
und Durchführung einer Veranstaltung benötigt werden, werden in der Veranstaltungsmanagement-
Software gespeichert. 

Dozierende werden immer einer bestimmten Veranstaltung zugeordnet. Dozierende sind für den in-
haltlichen Ablauf einer Veranstaltung zuständig.  

Kooperationspartner sind Personen, mit denen gemeinsam eine Veranstaltung durchgeführt wird, 
die aber nicht der Leibniz Universität Hannover angehören. 

(2) Die personenbezogenen Daten der oben genannten Gruppen dienen ausschließlich der 
Identifikation der Person und dem Management einer Veranstaltung. Personenbezogene Daten 
werden nur in Abhängigkeit der Personengruppe erhoben. Die personenbezogenen Datenfelder sind 
in Anlage 2 abschließend aufgeführt. 

(3) Die personenbezogenen Daten unterliegen der Vertraulichkeit und werden gemäß § 7 NDSG 
geschützt. 

(4) Die erhobenen Daten werden nicht zu einer individuellen Leistungs- und Verhaltenskontrolle 
herangezogen. Personendaten werden in statistischen Auswertungen, wenn diese benötigt werden, 
nur anonymisiert genutzt. Statistische Auswertungen in der Software sind rein quantitative 
Auswertungen und abschließend in Anlage 6 beschrieben. 

(5) Jede hier aufgeführte Löschung / Anonymisierung erfolgt automatisiert durch die Software.  
Persönliche Daten von Teilnehmenden werden 1 Jahr nach der letzten besuchten Veranstaltung 
gelöscht. Persönliche Daten von Dozierenden und Kooperationspartnern werden 3 Jahre nach 
Vertragsende gelöscht. IP-Adressen werden automatisiert vom Apache Webserver nach 7 Tagen 
gelöscht. 

(6) Es werden keine personenbezogenen Daten exportiert. 

(7) Schnittstellen zu Fremdsystemen existieren nicht. 
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4 Probephase und Produktivbetrieb für den Nutzer der Software 

Jeder Anbieter von Veranstaltungen an der Leibniz Universität Hannover hat die Möglichkeit, die Soft-
ware drei Monate zu testen. Die Probephase wird individuell exakt durch Angabe des Beginns und En-
des terminiert. In dieser Probephase werden, falls gewünscht, individuelle Anpassungen der Software 
im Rahmen der Dienstvereinbarung vorgenommen. Falls der Interessent den Produktivbetrieb nicht 
aufnimmt, werden alle vom Interessenten gespeicherten Daten gelöscht. 

 

5 Systemverantwortung 

Als Systemverantwortliche werden Systemadministratoren des LUIS (Leibniz Universität IT Services) 
eingesetzt. Die Systemadministratoren betreuen die Hardware, die System-Software und den Zugang 
mit Hilfe von Benutzerkonten zur Software. 

 

6 Beteiligung und Rechte des Personalrats 

Jede wesentliche Änderung oder Erweiterung der eingesetzten Software sowie der Anlagen dieser 
Dienstvereinbarung bedürfen der Mitbestimmung gemäß NPersVG.  

Dem Personalrat (PR) wird die Möglichkeit gegeben, in die Daten der Software Einsicht zu nehmen. Die 
Einsichtnahme soll mit den Administratoren des Systems terminlich abgestimmt werden. 

Der PR hat das Recht, die Einhaltung der Dienstvereinbarung jederzeit zu überprüfen. 

Über neue Mandanten wird der PR rechtzeitig vor Aufnahme des Produktivbetriebs informiert.  

Zweifelsfragen in der Auslegung dieser Dienstvereinbarung sollen zwischen dem PR und der Dienst-
stellenleitung einvernehmlich geklärt werden. 

 

7 Salvatorische Klausel und Schlussbestimmung 

Sofern einzelne Bestimmungen dieser Dienstvereinbarung unwirksam sind oder werden, wird davon die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 

Sollte den Vertragschließenden dieser Dienstvereinbarung eine eventuelle Unwirksamkeit bekannt wer-
den, verpflichten sie sich, schnellstmöglich eine neue Regelung zu treffen, die dem gewollten Sinn und 
Zweck der unwirksamen Bestimmung soweit wie möglich entspricht. 

Sollten Tatbestände durch diese Dienstvereinbarung nicht geregelt sein, die den Vertragsschließenden 
dieser Dienstvereinbarung bekannt werden, so verpflichten sie sich, umgehend eine Regelung ergän-
zend zu vereinbaren, die den Grundsätzen dieser Dienstvereinbarung entspricht. 

 

8 Inkrafttreten, Kündigung, Nachwirkung der Dienstvereinbarung 

Diese Dienstvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. Die Bestimmungen gelten solange 
nach, bis sie durch eine neue Vereinbarung ersetzt werden. 

Ergänzungen und Änderungen sind jederzeit im beiderseitigen Einvernehmen möglich, sie bedürfen der 
Schriftform. 

 

 

 
Hannover, den 12.09.2016 Hannover, den 28.09.2016 
 
gez. Prof. Dr. iur. Volker Epping gez. Elvira Grube 
Präsident Vorsitzende des Personalrats 
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C. Hochschulinformationen 
 

 

Die Philosophische Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 30.09.2016 die nachfolgende 
geänderte Institutsordnung des Instituts für Sportwissenschaft beschlossen. Das Präsidium hat die Änderung am 
19.10.2016 genehmigt. Sie tritt am Tage nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung im Verkündungsblatt der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover in Kraft. 
 
 

Institutsordnung des Instituts für Sportwissenschaft 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 
Diese Ordnung ist gültig für das Institut für Sportwissenschaft der Philosophischen Fakultät der Leibniz  
Universität Hannover. Das Institut gliedert sich in vier Arbeitsbereiche (Sport und Bewegung/Training, Sport 
und Erziehung, Sport und Gesellschaft sowie Sport und Gesundheit).  
 

§ 2 Leitung, Wahlen und Amtszeiten 
(1) Die Leitung des Instituts obliegt dem Vorstand. 
(2) Dem Vorstand gehören vier Mitglieder der Hochschullehrergruppe, ein Mitglied der Mitarbeitergruppe 
des Instituts, ein Mitglied der MTV-Gruppe sowie ein studentisches Mitglied an. Das studentische Mitglied 
wird von den Mitgliedern der Studierendengruppe im Fakultätsrat aus den Studierenden des Instituts ge-
wählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Mehrheit der Mitglieder, die der Hochschullehrergruppe ange-
hören. 
(3) Der Fakultätsrat kann auf Antrag hiervon abweichende Zusammensetzungen der Vorstände zulassen. 
(4) Weitere Mitglieder des Instituts können beratend hinzugezogen werden. 
(5) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte ein Mitglied der Hochschullehrergruppe zur geschäftsführenden 
Leiterin oder zum geschäftsführenden Leiter, ebenso weitere zur Vertretung. Abwahl und Wiederwahl bedür-
fen einer Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen Stimmen. Sie oder er ist gleichzeitig Vorsitzende oder 
Vorsitzender des Vorstandes und vertritt das Institut nach außen. In dringenden Fällen, in denen eine Ent-
scheidung des Vorstandes nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, trifft sie oder er die erforderlichen 
Maßnahmen selbst; sie oder er unterrichtet den Vorstand unverzüglich von den getroffenen Maßnah-
men, der Vorstand kann diese Maßnahmen aufheben. 
(6) Beschlüsse des Vorstands kommen zustande, wenn die Zahl der Ja-Stimmen die Zahl der Nein-Stimmen 

übersteigt; bei der Zählung bleiben Enthaltungen, ungültige und nicht abgegebene Stimmen außer Betracht. 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. 
(7) Die Amtszeit des Vorstands beträgt zwei Jahre und beginnt in der Regel jeweils am 1. Oktober. Wahlen 

zu Institutsvorständen werden vom Dekan oder der Dekanin geleitet. Er oder sie kann diese Aufgabe auf ein 

anderes Mitglied der Fakultät übertragen. Die Amtszeit des Mitglieds der Studierendengruppe beträgt ein 

Jahr. 
(8) Der Vorstand tagt mindestens einmal pro Semester im Rahmen einer Institutskonferenz, an der alle 
dem Institut zugeordneten Mitglieder der Hochschullehrergruppe, der Mitarbeitergruppe und der MTV-
Gruppe sowie zwei Mitglieder der Studierendengruppe teilnehmen. Die studentischen Mitglieder werden 
von den Mitgliedern der Studierendengruppe im Fakultätsrat gewählt. Die Institutskonferenz berät den 
Vorstand in Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung und dient darüber hinaus der Koordination der 
Institutsaufgaben. 
 

§ 3 Verwaltung und Verwendung der Ausstattung 
(1) Der Vorstand verwaltet das Institut. Er entscheidet über die Verwendung der von der Fakultät zur Ver-
fügung gestellten Mittel des Instituts nach den Vorgaben der Fakultät. 
(2) Der Vorstand entscheidet über die Zuordnung und Verwaltung der von der Fakultät zugeordneten 
Arbeitsräume, Werkstätten und Geräte sowie über die Verwendung der dem Institut zur Verfügung gestell-
ten Personal- und Sachmittel im Rahmen der Fakultätsvorgaben. 
(3) Über die Verwendung der Drittmittel entscheidet im Rahmen der Bewilligungsbedingungen und der 
Landesvorschriften dasjenige Institutsmitglied, das sie eingeworben hat. 
 

§ 4 Inkrafttreten 
Diese Institutsordnung tritt am Tag nach ihrer hochschulöffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  
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